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Eine Strafsteuer

auf den aischen hepartner
Das „besondere Kirchgeld in glaubensverschiedener Fhe*‘‘

Von Ende der 1 960er re wurde In den deutschen Bundesländern das „beson-
dere Kirchgeld In glaubensverschiedener Ehe“ eingeführt, eine NECUEC Kirchensteuer.
a Kıiırchensteuern Ländersache Sind, SA Beschlüsse der Landesparlamente
nötıg. Nachdem Freikirchen Jahrzehntelang versaumten, ihre Interessen gegenüber
den Regierungen vorzutragen, kam In Nordrhein-Westfalen un Bayern
doch och eliner Einmischung der Freikirchen. DIie WAar erfolgreich un bewirkte,
dass In diesen beiden Ländern freikiırchliche Interessen berücksichtigt wurden. Im
Folgenden wiırd Urz dargestellt, WI1IeEe CS dieser Steuer kam ( un: WI1Ie S1E funkti-
onlert (I Angesprochen werden rechtliche Aspekte und dıe Verhältnisse In NR'  S
un Bayern( Ende stehen weıiterführende Überlegungen IM)

Z U Z 9  IC für meırne hefrau  66 eın Urteil und seIıne Folgen
DIie Kirchensteuer ist als Anhang Z LOHn: bzw. Einkommensteuer konzı1pilert,
S1E orlentiert sıch der Steuerschuld eiInNnes Bürgers Ist S1€e errechnet, erg1bt sıch da-
Laus auch die öhe der Kirchensteuer. Ehepaare werden, sS1€e nıcht die getrenn-

Besteuerung beantragen, I1IMNEIN veranlagt. Gehört 11UTLT eliıner der Ehepartner
einer steuererhebenden Kırche d wurde In den Anfangsjahren der Bundesrepub-
ık eın „Halbteilungsgrundsatz” praktizliert: Der sıch AdUus dem Famılieneinkommen
ergebende Kirchensteuerbetrag wurde albıer In der Praxıs bedeutete as, ass
eın alleinverdienendes Kiırchenmitglied 11UT eine Kırchensteuer zahlte, WE1111

der Ehepartner (als Konfessionsloser, Freikirchenangehöriger oder Moslem) keiner
steuererhebenden FC angehörte. Umgekehrt zahlte aber auch eın Alleinverdie-
MNECTI; der keiner steuererhebenden Kirche angehörte, einen halben Kırchensteuersatz,
WEeNnNn se1n Partner eliner olchen Kırche angehörte. Dahiıinter stand noch immer dıie
früher übliche Praxıs der Famıilien- oder Haushaltsbesteuerung.

DNagegen klagten Konfessionslose, die Gx nıcht einsahen, ass S1e als Alleinverdie-
ner für iıhre Ehefrauen eine Kırchensteuer entrichten hatten. [)as Bundes-
verfassungsgericht gab iıhnen 965 recht Nur WeT selbst Mitglied eıner Kirche ISt,
darf elıner Steuerzahlung für diese Kıirche herangezogen werden.‘ Damıt wurde

/wel Urteile VO BvL, Uun: 966 L 92) und BvR 606/60 (ebd., 196)
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das Prinzıp der Individualbesteuerung 1m Kirchensteuerrecht bekräftigt. DIie Kır-
chensteuergesetze der Länder MUsSsTten entsprechend geändert werden.

Fortan MUSSTe das Kiırchenmitglied, WEeNN CS der Alleinverdiener iIst; eine volle
Kirchensteuer zahlen, 11n 65 der Nıichtverdiener ISt keine. In der Praxıs usste das
nıcht ZUu einem Rückgang der Steuereinnahmen der Kirchen führen, enn nach dem
Gesetz der großen Zahl gleichen sıch die Fälle dUs, und 65 annn eliner steuererheben-
den Kırche egal se1N, ob S1€e AaUusSs zwel Ehen zweiımal eine oder einmal 1nNne VOoO
Kirchensteuer bekommt

Für Freikırchen bedeutete dası ass ihre alleinverdienenden Miıtglieder, die In sC
mischtkonfessionellen Ehen lebten, entlastet wurden un hre (Gemeinde 1U besser
unterstutzen konnten. Nichtverdienende Miıtglieder aber ussten ihre Zahlungen
reduzleren, weıl ihre Partner Jjetzt elıne volle Kirchensteuer zahlen hatten. Auch
dUus freikirchlichera kann INa  > jedoch SdHCNM, ass weıterhiıin eline ausgleichende
Gerechtigkeit herrschte. Und ass das Prinzıp der Individualbesteuerung 1mM Kır-
chensteuerrecht bestärkt wurde, ann NUur begrüßt werden.

Es eröffnete sıch freilich ach dem Urteil VOoO  - 965 eiıne Möglıichkeit, die KIır-
chensteuer umgehen Der alleinverdienende Partner, me1lst der Ehemann, trıtt
AaUsSs der Kırche dUs, die Kirchensteuer entfällt, Frau und Kınder bleiben ın derT
un nehmen S$1e weıterhın In nspruch. DIe Verfassungsrichter sahen diese MöÖg-
ichkeit OTaus Und weıl S1Ee ihnen orge bereitete, machten S1E elne ber das Urteil
hıinausgehende Bemerkung: Damıt das Urteil für steuererhebende Kirchen keine
Eiınkommensverluste bedeute, könne CI WOSCH werden, In diesen Fällen eine beson-
dere Steuer erheben, die sıch dem „Lebensführungsaufwand“ des nıchtverdie-
nenden Kiırchenmitglieds orlentiere. Damıt Walr die dee des „besonderen Kırchgelds
in glaubensverschiedener Ehe“ geboren.‘

SO ührend die orge der Verfassungsrichter die Finanzen der steuererheben-
den Kırchen WAal, bezeichnend 1Sst, dass S1E daneben T: Konfessionslose kennen
und In iıhnen „Ausgetretene” sehen. DIe Exıstenz anderer rchen, dıie sıch nıcht
Urc Steuern finanzieren, kommt nıcht In den Blick Es 1st 1es auch heute och
symptomatısch für die Bewusstseinslage In der epublik: Freikiırchen kommen da-
rın nıcht VOTIL. Es ist eıne selbstverschuldete Offentlichkeitsirrelevanz der Freikirchen,
die freilich eın anderes Thema 1st

„Mit Worten eın System bereiten‘‘
Wie das besondere Kirchgeld funktioniert
DIie K Steuer heißt „besonderes Kırchgeld”, weıl CS schon se1t langem eın AKıreh:
geld: x1bt. Es wiırd VOIN den Gemeilnden rhoben un annn 1ler unbeachtet
bleiben

Es erwIıies sıch aber als unmöglıch, den „Lebensführungsaufwand“ losgelöst Famılıeneinkom-
HCN ZU bestimmen, ass letztlich doch das Einkommen als Besteuerungsgrundlage dient.
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„Glaubensverschieden“ und „konfessionsverschieden“ sınd steuertechnische, nıcht
theologische Begriffe. „Konfessionsverschieden ” bezeichnet Ehen, In denen beide
Ehepartner verschiedenen steuererhebenden Religionsgemeinschaften angehören
(ZzB evangelıisch-landeskirchlich/römisch-katholisch). „Glaubensverschieden“

INa  S Ehen, In denen 1L1UL einer der Ehepartner einer steuererhebenden Relig1-
onsgemeinschaft angehört (z.B evangelısch-landeskirchlich/baptistisch; aber auch
7: B evangelısch-landeskirchlich/SELK oder römisch-katholisch/konfessionslos).
Miıt dem Verständnıis dieser Terminologie tiun sıch Freikirchenangehörige erfah-
rungsgemä schwer. AaSSIve Verstehensblockaden sind PE überwinden. ( 1st
eicht nachvollziehbar, ass der Staat für die normale Kirchensteuererhebung eine
bınäre Unterscheidung benötigt zwıschen olchen Personen, VO denen eıne Kır-
chen- DZW. Kultussteuer rheben Ist; un solchen, be]l denen das nıcht der Fall
1st Nur diese Unterscheidung interessiert, es andere CZ die ACK-Mitgliedschaft
elıner Kirche) ist In diesem Zusammenhang unerheblich und iırrelevant. Ärgerlich ist
allerdings, dass diese Terminologie total SINNWIdr1g ist un Missverständnisse gCLA-
dezu zwangsläufig hervorruft. Im UÜbrigen SInd die Begriffe überflüss1g, In den Kır-
chensteuergesetzen ein1ıger Länder werden S1Ee 1rc elne Umschreibung ersetzt.?

Das „besondere Kirchgeld” wırd ın „glaubensverschiedenen Ehen“ erhoben, also
In Ehen, In denen eın nIiCHTf.- oder geringverdienendes Mitglied elner steuererheben-
den Kırche mıt eliner Person verbunden ISst, die keiner steuererhebenden Religions-
gemeıinschaft angehört. Das bedeutet, ass mıt dieser zusätzliıchen Kirchensteuer eın
Kırchenmitglied annn (und 11UT ann besteuert wırd, WenNnn se1ln Ehepartner keiner
steuererhebenden Kırche angehört. ıne Person wırd Je nachdem be-
teuert, ob ihr Ehepartner eliner bestimmten Art Von Kirche angehört oder nıcht
angehört. Das 1st ungefähr verfassungskonform WI1e eine Besteuerung ach der
Haarfarbe oder der Schuhgröfße des Ehepartners. Das erkmal, das die Besteue-
[ung anknüpfen kann, darf 11UTr eines se1n, das In der besteuernden Person selbst
gegeben ist Und annn eın anderes se1n als die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit.
Aber beim „besonderen Kirchgeld”“ wırd eben nıcht die individuelle WIrtIscha  1>
che Leistungsfähigkeit des besteuernden Kirchenmitglieds angeknüpft, sondern

eine Fıgenschaft selnes Ehepartners. Es ann kein 7Zweiıfel darüber bestehen, ass
eine Verfassungsklage, die diese Konstruktion angreıft, erfolgreich ware, wahrschein-
iıch schon In Karlsruhe, mıt Siıcherheit aber VOTL europälischen Gerichten. Denn s ist
schwer übersehen, ass diese Kirchensteuer ihrer Entstehungsgeschichte un ih-
LET Konstruktion ach nıchts anderes ist als eine Strafsteuer für alsche Ehepartner,
nämlıich solche, die AUus$s der Kırche ausgetreten sınd.*

DIe Ööhe des „besonderen Kirchgelds” beträgt knapp eın Drittel eıner vollen Kır-
chensteuer. Es wırd nıcht prozentual berechnet, ste1gt also nıcht linear d sondern

Zum Beispiel 1m rheinland-pfälzıschen Kirchensteuern können rhoben werden In Orm
„‚eınes besonderen Kırchgeldes VO  — Kıirchensteuerpflichtigen, deren Ehegatte nıcht kırchensteuer-
pflichtig ıst‘  K Ebenso uch 1mM N W.KIStG.
Der Nachweis lässt sıch leicht führen anhand der Argumentatıon der Kırchen, die das „besondere
Kirchgeld”“ einführen. [)a ıst VO  - ausgetretenen Hauptverdienern die Rede, die [11all auf diese
Weıise doch ZUIT. Kasse bıtten möchte.
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In dreizehn Stufen VOoO  > 96 uro (be1 einem versteuernden Einkommen VOIN
bıs Euro bıs Z Höchstbetrag VOIN 3600 Uuro (ab 300.000 Euro).? Es wırd
mıt dem Einkommensteuerbescheid erhoben, un ZWAarTr richtet sıch der eschnel
diesbezüglich ausschliefßlich das Kırchenmitglied. Berechnungsgrundlage ist
ZWAarLr das gemeiınsam versteuernde Einkommen der Eheleute, trotzdem hegt 1er
formaljuristisch elıne individuelle Besteuerung des nıcht- oder geringverdienenden
Mitglieds der steuererhebenden Kırche aufgrund selner wiırtschaftlichen Leistungs-
fähigkeit VOTI. SO 111 CS die Rechtstheorie, die ]Jer allerdings reichlich fiktıv und kon-
strulert S1e dıie Schwierigkeit überspielen, die sıch grundsätzlich dUus
der Unvereinbarkeit VO  . Individualbesteuerung un: Haushaltsbesteuerung ach
dem Familieneinkommen erg1bt.

Wıe das „besondere Kurchseld funktioniert, sSE1 alılı folgenden Gleichnis VOoO  — vIier
verheirateten Schwestern“® dargestellt: Vier evangelisch-landeskirchliche” Schwestern
heiraten vier Männer unterschiedlicher Kırchenzugehörigkeit: die eline einen CVal-

gelisch-landeskirchlichen, die zweıte einen römisch-katholischen, die dritte einen
baptıstischen, dıe vierte einen konfessionslosen Mann. Vorausgesetzt sSEe1 ferner, ass
die vier Ehemänner (beispielsweise als Gymnasıallehrer) gleich viel verdienen, die
Famıilien sıch also In ihrer wırtschaftlıchen Leistungsfähigkeit gleichen.

Kırchensteuer alAlle]AD Kel( e ear( nıchtverdienende R0la n
\lr8i

Alleinverdieners VOTLT ATr Kirchgeld
WT 3188 15 FEhefra ar 218

ev.-landeskirchlich L/ Steuersätze Steuersatz ev.-landeskirchlich eın

röm.-katholisch 17 Steuersätze kath Steuersatz ev.-landeskirchlich eın

baptistisch 17 Steuersatz keine Kırchensteuer ev.-landeskirchlich Ja

konfessionslos 17 Steuersatz keine Kıirchensteuer ev.-landeskirchlich

DIie Schwester zahlt eın „besonderes Kırchgeld”, weıl ıhr Mann eiliner uerer-
hebenden Kırche angehört und ort eiıne volle Kırchensteuer 7 DiIie Anderung
VO 965 hat sıch be1 diesem Paar nıcht bemerkbar gemacht, wırd ach WIeE VOT
eine Vo Kirchensteuer bezahlt Irıtt dıie Schwester dUus der Kirche daUs, Fa
ihr Mannn allerdings (anders als VOT 1965!) keinen ent wen1ger, enn die rchen-

Zahlen für die Evangelısche Kırche 1mM Rheinland ab 2002 aut Internetseıten.
Ich bıtte Un Verständnıis, Aass ıch In den folgenden Beıispielfällen eıne überkommene Rollenvertei-
lung zwıschen Mann un!: Tau ussetze. Es dient ausschliefßlich dazu, dıe komplizierte Materı1e
eichter nachvollziehbar darzustellen. Es sol] damıit aber nıcht eıner hergebrachten Rolle der Trau das
Wort geredet werden.
Es sEe1 darauf verwlesen, ass uch e1In Drıittel der katholischen Bıstümer, Erzbistümer un: Diözesen
das „besondere Kırchgeld” erheben, nämlıich 11 O In insgesamt E1 Bundesländern. Wenn ich
rotzdem die evangelıschen Landeskirchen für die Beıspiele heranziehe, dann deshalb, we1]| s$1e C1I15-

ausnahmslos alle das „besondere Kırchgeld”“ eingeführt haben, un: zweıtens, weı]l dıe Inıtiativen
7Ur Anderung der Kırchensteuergesetze In den etzten Jahren VO  - evangelisch-landeskirchlicher Selite
ausgıngen.
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steuer, die GE T 1STt ausschliefßlich |DITS Frau zahlt weder Kirchensteuer och
e1in „besonderes Kirchgeld“ S1e ZUT Fınanzıerung ihrer Kıirche nıchts be1

Ahnlich erhält CS sıch be]1 der zweılten Schwester Auch STIE T keine Kırchen-
steuler und An Finanzıerung ihrer Kırche nıchts be1 Ihr Mannn 7a volle
katholische Kirchensteuer, die VOIN Fiınanzamt aber geteilt un JE Z Hälfte die
beiden Kirchen der eleute abgeführt wırd Absurd Aa der Mann AUS der ka-
tholischen Kirche aus, wiırd die Frau dadurch iıhrer evangelıschen Kirche gegenüber
steuerpflichtig und 111055 CIH4IE evangelische Kıirchensteuer ezahlen, eben das „be-
sondere Kirchgeld” ennn die Ehe 1STt VO  - „konfessionsverschiedenen
„glaubensverschiedenen utıert

DIe drıtte Schwester 111USS CIM „besonderes Kirchgeld” ezanlen er Mann zahlt
WarTr SCHICI Freikirche Gemeindebeıitrag, der auch VO Staat be1 der Berech-
NUNg der Steuerschuld der Kirchensteuer gleichgestellt 1ST das heifßt C5 lıegt
sleicher Welse 111C Minderung der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeıit Ur C1HE

Zahlung Kirche VOTI Dennoch 111USS die Frau zusätzlich C116 Kirchensteu-
ß bezahlen Das Familieneinkommen wird also zweiımal belastet zusätzlıch ZU

freikirchlichen Gemeindebeitrag och einmal die Ööhe Drittels
Kirchensteuer as wird oft Au ren, dass der reikirchliche Alleinverdiener die
Zahlung Gemeinde reduzlert weıl CI, WIC gewöhnlıch Sagt, Ar LNE1-

Frau Kıirchensteuer zahlen 111US$S Formaljuristisch STUimMMmMLT das ZW alr nıcht enn
nıcht OIs sondern Frau Za das „besondere Kırchgeld e facto aber wırd das

Famıilieneinkommen zweiımal belastet er Staat stellt siıch be1i der rhebung
der Kirchensteuer für dıe evangelısche TC gegenüber Belastung des Famı-
heneinkommens 1ın dıe für die Feststellung der staatlıchen Steuerschuld sehr
ohl berücksichtigt — CIM nıcht nachzuvollziehender Wıderspruch. Und zugle1ic CH1

Verstofß 5  Ol das der Widerspruchsfreiheıit der Gesetzgebung.
DIie Ehe der vıertfen Schwester verkörpert die eigentliche Zielgruppe;, die mı1t der

Erhebung des „besonderen Kirchgelds getroffen werden soll €e1 der Konfes-
s1ionslose den ugen derer, die diese Steuer ETSONNEN un eingeführt haben C1-

gentlic als „Ausgetretener gesehen wırd Hıer haben die steuererhebenden Kırchen
VOT 965 1E halbe Kıirchensteuer erhalten, dıe SIC seither nıcht mehr bekommen
Um nıcht Sdall1Z leer auszugehen, möchte Ian durch das „besondere Kirchgeld”
wen1gstens C111 Driıttel einnehmen

Vor WIC ach 965 herrschte zwıischen Freikirchen un steuererhebenden Kirchen
GCIHE ausgeglichene Gerechtigkeit Das ann Ian sıch leicht klarmachen, WE I11all

eweıls die ZWEI umgekehrten komplementären betrachtet In
Ehe zwıschen Angehörigen VON Freikirchen und steuererhebenden Kırchen 1st der
Freikirchenangehörige einmal der Alleinverdiener un einmal der Nichtverdiener
Im ersten Fall zahlte 6Cr VOI 965 C1INEC a.  e danach keıne Kırchensteuer für SCINECNMN

Ehepartner Er konnte CISCHNC (GGemeilnde zunächst P mı1t en,
spater MIL vollen Gemeindebeitrag edenken Umgekehrt konnte VO dem

(Gemäfß Finkommensteuerrichtlinie 101
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alleinverdienenden Ehepartner VOTL 965 werden, dass der Gemeinde SE1-
1165 reikirchlichen Ehepartners viel zukommen Jässt; WIE selbst selner Kırche
aln Steuern bezahlt, enn das WAar blo{fß eın halber Steuersatz. Wäre se1n Ehepart-
11 ıtglie selner rche, musste ST schliefßlich auch den gleichen Betrag für ih
och einmal zahlen Selit 965 1U  — Z dieser Ehepartner 1ne volle Kirchensteuer.
DE ann bıllıgerweise nıcht werden, ass VO  e dem einmal voll besteuerten
Famılieneinkommen och eın NeNNeNSW!  er Beıtrag für dıe Freikirche des nıicht:
verdienenden Ehepartners aufgebracht wiıird. DiIie Freikirche konnte sıch In diesem
Fall In ihrer Satzung mıt einem wiıirklıch geringen Mindestbeıitrag für Nichtverdiener
zufrieden geben, enn 1m umgekehrten Fall konnte S1Ee mıt der uneingeschränkten
Unterstützung 117e ihr verdienendes Mitglied rechnen. Es herrschte 1ne ausgegli-
chene Gerechtigkeit. Und CS WAar egal, ob s1e sıch ach der Formel L7 17 herstellt
oder ach der Formel

DIieses Gleichgewicht wurde UrCc| die Einführung des „besonderen Kırchgelds”
gestört. In dem Fall,; In dem S1e den Alleinverdiener tellt, bekommt dıe T-
hebendeT einen vollen Steuersatz, 1m umgekehrten Fall beansprucht sS1e 1U  -

zusätzlich eın Drittel Damıt ll sS1e AdUus Z7wel komplementären Ehen E 33 Steuern
erheben, AdUuSs denen S1€e VOT WIE nach 965 L1UT einen Steuersatz am DI1e reikir-
chenangehörigen, dıe In ihren Famılien dıe Einkommen erzielen un: dıe wichtigste
Stütze ihrer Gemeinden SINd, mMussen In den umgekehrten Fällen ihren Ehepartnern
eın Drıittel elnes Kirchensteuersatzes Z1375 Verfügung stellen. Wenn sS1e diese ast nıcht
zusätzlich schultern wollen oder können un ihren freikirchlich Gemeindebeitrag
entsprechend reduzieren, bedeutet das, ass Freikirchen AdUus Zzwel komplementären
Ehen 11UT och 0,35 0,67 Gemeindebeiträge bekommen. egenüber 139 Kır-
chensteuersätzen für steuererhebende Kırchen eine gravierende Benachteiligung.
/Zum Vergleich: Aus 7Z7We]l komplementären Ehen zwıschen Angehörigen verschie-
dener steuererhebender Kırchen bekommt jede der Kirchen 11UT einen Steuersatz,;
dafür die Halbteilung. Aus komplementären Ehen mıt Freikiırchenangehöri-
SCI und Konfessionslosen dagegen möchte Ian 1:3 Steuersätze erhalten. Aus Ehen
ihrer Angehörigen mıt Baptısten wollen dıe evangelischen Kırchen also mehr Kr
chensteuern bekommen als AdUus Ehen ihrer Mitglieder mı1t Katholiken. Das 1st nıcht
nachvollziehbar.

Dass CS sıch bel dem „besonderen Kirchgeld“ eine Konstruktion handelt, die
einselt1g die steuererhebenden Kırchen begünstigt, wırd einem Spezılalfa deut-
ICN Bisher War 1Ur VO  = Allein- oder Nichtverdienern die Rede aber sSınd beide
Ehepartner berufstätig un: erzielen jeder für sıch eiIn Einkommen. Es 1st me1st relatıv
ungleich, zumal WEeNn eın Ehepartner 11UT halbzeitig tätıg ist. In diesen Fällen ware
einfach, dem Grundsatz der Individualbesteuerung folgen. In den me1lsten Fällen
ist der geringerverdienende Ehepartner abhängig beschäftigt, un: se1ln Arbeıtgeber
führt elıne Kirchensteuer VO Lohn al die Finanzämter ab €e1 könnte CS ann
bleiben, WEn der Grundsatz der individuellen Besteuerung beherzigt würde. Bleibt
65 aber nıcht Statt dessen wırd auch In diesen Fällen en „besonderes Kırchgeld”
rhoben Und ZWAal immer dann, WenNnn das „bDesondere Kırchgeld”, das sıch AdUus dem
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gemeInsam versteuernden Einkommen der elieute erg1bt, höher ist als die AdUus

dem individuellen Einkommen direkt leistende Kirchensteuer. eisplel: DIe vlier-
Schwester se1 mıt einem konfessionslosen Chefarzt verheıiratet, S1Ee selbst arbeitet

halbzeıtig als Krankenschwester. Das Tankenhaus dem Fıinanzamt eine ICSU-
are Kirchensteuer VOoO Lohn ab Wırd das Ehepaar gemeınsam veranlagt, prüft das
Fınanzamt, Wäas höher iıst die AdUus dem eigenen FEinkommen der Frau zahlende
Kırchenlohnsteuer oder eın AdUus$s dem wesentlich höheren, gemeiınsam versteuern-
den Einkommen sıch ergebendes „besonderes Kırchgeld”. Zahlen LL11USS die Frau den
höheren Betrag.

Dıi1e Berechtigung für diesen eingebauten Wahlmechanismus, der immer ZUSUNS-
ten der steuererhebenden Kırchen ftunktioniert, ist nıcht nachzuvollziehen. Je ach
Bedarf wırd einer indıyvıduellen oder einer Haushaltsbesteuerung der Vorzug BCHE-
ben, mal gilt der indıviduelle Lohn als Berechnungsgrundlage, mal die wirtschaft-
liche Leistungsfähigkeit aufgrun des Famıiılieneinkommens. Hıer wırd besonders
evident das Prinzıp der individuellen Besteuerung verstofßen.

Klagewege, Sonderwege In NR  S un Bayern
Natürlich ist das „besondere Kirchgeld” schon ge.  a worden. In jedem Bun-
esland 1st CS ach der Einführung agen gekommen, die DIs VOT höchste
Instanzen wurden. S1e en aber das „besondere Kirchgeld” bisher nıcht
grundsätzlıc 1ın rage tellen können. 1Ias Thema gilt Uunier Jurısten darum als
‚ausgeklagt”. Z Unrecht DI1Ie dritte Schwester und ihr Mannn hätten mıiıt einer age
schr ohl gute Aussıcht auf Erfolg. S1e könnten erstens mıt der Ungleichbehandlung
gegenüber den beiden älteren Schwestern argumentieren, die nıchts ZUrT Fınanzle-
LuNng iıhrer Kırche beitragen und nıcht Z „besonderen Kırchgeld” herangezogen
werden, obwohl die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit In en dre1i Fällen iıdentisch
1st Das entscheidende Argument i1st also eın Versto{fß den Gleichheitsgrund-
Satz des Grundgesetzes.” Dazu ame zweıtens dıe Argumentatıon mıt dem unzuläs-
sıgen und diskriminierenden erkmal,; das das „besondere Kirchgeld” anknüpft,
nämlıch die „falsche“ Konfessionszugehörigkeit des Ehepartners. Meınnes 1ssens
ist mıt dieser Argumentatıon och nıemals geklagt worden. Wenn ann drıttens die
betroffene Freikirche dem Verfahren beitritt und die systemiısche Benachteiligung
durch die diskriminierende, einseıt1ge Besteuerung zugunsten der steuererhebenden
Kirchen 1INSs Feld führt, hat das „besondere Kirchgeld” keine Chance mehr. Vıertens
War schon festgestellt worden, Aass das „besondere Kıirchgeld” der verfassungsrecht-
lichen Anforderung ach eliner ıIn sıch wlderspruchsfreien Steuergesetzgebung nıcht
genuügt. Unabhängig VOIN einer age Einzelner hat aber auch jede Religionsgemein-
schaft mıt Körperschaftsrechten, die sıch HI das Kırchensteuergesetz eines Ean-

Vgl ( HRISTOPH WIEBE, Heıden nd Zöllnern gleich? ıne freikirchliche t1ımme ZU „besonderen
Kırchgeld”, 1n Okumenische Rundschau 2000, )g. 485-494
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deslandes diskrimıiniert sıeht, eiıne eigenständige Möglıichkeıit, dagegen klagen.
Auch das ist bıslang nıcht vorgekommen. on deshalb ist Cc5 nıcht richtig, be-
haupten, dıe ater1e se1 ausgeklagt.

Besser ist allerdings, politischen Einfluss Zu nehmen. Nur eine Kıirche, die das
ernsthaft versucht hat, ist moralısch berechtigt, be]l Erfolglosigkeit den Klage-
WCS ZUu beschreiten. In NR'  = un Bayern 1st CS Freikirchen gelungen, bei der Fın-
führung des „besonderen Kirchgeldes” In ihren Ländern freikiırchliche Interessen

wahren.!®© In NR  S wiırd der Gemeindebeitrag, den der freikiırchliche Ehepartner
selner Gemeinde gezahlt hat, auf das „besondere Kirchgeld” angerechnet.“' Hat CT

also selner (Gemeıinde mındestens eın Drittel dessen gezahlt, Was als ıtglie, e1-
1ieTr steuererhebenden Kırche Kirchensteuern zahlen musste, wiırd VOIN selnem
Ehepartner keıin Kirchgeld rthoben Das 1st eine pragmatiısche LÖsung, mıt der Fre1i-
kırchen en können, WE auch die grundsätzliche rechtliche Problematıik dabel
nıcht gelöst wiıird. Eın zusätzlıcher Verwaltungsaufwand entsteht nıcht, enn Fre1-
kirchenmitglieder reichen OWI1eSO ihre Zahlungsnachweise muıt der Steuererklärung
e1n. Nur mMussen S1e darauf achten, dass Gemeindebeiträge auch als solche ausgewl1e-
SC werden un nıcht als „Spenden . Nur WE der Ehemann der drıtten Schwester
der Zahlungsverpflichtung selner Gemeinde gegenüber nıcht oder HN ungenügend
nachgekommen 1Sst, wiırd selne Frau Z „besonderen Kırchgeld”“ herangezogen.

Anders In Bayern. Dort genuügt schon die Mitgliedschaft des Ehepartners ıIn einer
nıcht steuererhebenden Religionsgemeinschaft, U1ln VO „besonderen Kırchgeld”
verschont werden.!“ DiIie drıtte Schwester braucht dort also eın „besonderes
Kıirchgeld” zahlen, auch dann nıcht, WEeNnNn iıhr Mann selner Gemeinde keinen
Gemeindebeitrag gezahlt hat Diese Lösung i1st schlechter als die In NRW, denn E

legT umgekehrt eine posıtıve Dıiskriminierung VOTL. Steuerbefreiend dürfen aber
11UT nachweislich geleistete Zahlungen wırken, nıcht schon die blofße Zugehörigkeit
des Ehepartners einer bestimmten Religionsgemeinschaft.

| Auswege — Was tun bleibt

Wenn Freikiırchen sıch selbst nehmen, mMussen sS1e In den verbleibenden vler-
zehn Bundesländern dafür eintreten, ass die Kırchensteuergesetze ach dem Vor-

Die Inıtiatıve azu gIng O der Mennonıtengemeinde Krefeld dUs, der sıch dıie Vereinigung der
Evangelısch-Freikirchlichen (GGemelnden (Baptisten) iIm Rheinland anschloss. In Bayern konnten
Freikırchen bereıts auf das In NR  S beschlossene Gesetz verwelsen.

Absatz N W.KIStG VO 6.3.2001, veröffentlicht 1mM Geset7z- und Verordnungsblatt des Landes
Nordrhein-Westfalen VO 4.4.2001 „Auf eın besonderes Kırchgeld SINd auch dıie Beıträge Ad1lZU-
rechnen, die der nıcht kirchensteuerpflichtige Ehegatte als Miıtglıed einer öffentlich-rechtlichen
Reliıgionsgemeinschaft, dıe keine Kırchensteuern erhebt, entrichtet hat.“

1 Bayerisches KıStG VO Art. gestattet die Erhebung VO  - Kirchensteuer 1n Orm VO
besonderem Kırchgeld VO Umlagepflichtigen, deren Ehegatte keiner Kirche, Reliıgionsgemeinschaft
der weltanschaulicher Gemeininschaft angehört, dıe Körperschaft des öffentlichen Rechts ist (Kırch-
geld in glaubensverschiedener Ehe).“ amı Ssınd Ehepartner VO Freikirchenangehörigen (0)]88!

Kırchgeld befreit.



Eıne Strafsteuer auf den falschen Ehepartner A

bıld VO  S NR  = geändert werden. IC akzeptabel sınd Lösungen, In denen den Ehe-
Paareh zugemutet wird, ach elıner geleisteten Kirchgeldzahlung ihre persönlichen
Verhältnisse gegenüber der steuererhebenden Kırche en egen un die Rück-
zahlung beantragen. Entsprechende Abkommen g1ibt CS zwıischen der Selbständi-
SC Evangelisch-lutherischen Kıirche SELK und den Iutherischen Landeskirchen
In Niedersachsen. Aus der Pfalz sınd MT bekannt, In denen andeskirchlich-
evangelischen Personen mıt mennonıitischen oder baptistischen Ehepartnern das
„besondere Kıirchgeld” auıf: Antrag erstattet wiırd. ' Solche Regelungen sSind schon
deshalb unbefriedigend, we1l GiE der Diskriminierung der Freikirchen NI LAn
desgesetze nıchts ändern. Freikirchen sind Schiec beraten, WE sS1Ee sıch darauf
einlassen.

Be1l den anstehenden Anderungen der Kirchensteuergesetze sollte das posıtıve
7Ziel der Freikirchen deutlich werden, nämlıch eın Kirchensteuerrecht, das a) verfas-
sungskonform 1st, indem CS dem Prinzıp der Individualbesteuerung wirklich ent-

spricht, und systemisch gerecht 1st, indem C die Exıistenz niıcht-steuererhebender
Kıirchen respektiert.

Abschliefßend 1st auf eınen Umstand hinzuweılsen, der weıthın unbekannt 1st.
Freikırchen können, ohne ihre ErhebungspraxI1s srundlegend äandern oder 13
FE Prinzıplen untreu werden, selber Kirchensteuern erheben un damıt
„steuererhebenden“ Kirchen werden. Staatlicher ‚Wwang 1st dazu nıcht notwendig.
Freikirchliche Gemeıinden können die Praxıs ihrer Beitragserhebung In einer Be1-
tragsordnung festschreiben un den zuständigen Mınıisterien ZUT Genehmigung
und Veröffentlichung einreıichen. Dass die Gemeinde die Finzıehung den Fınanz-
ehorden überträgt, ist 77il nıcht nötıg un wird auch weder VOIN der (Gemeılinde
noch VON eiıner Landesregierung angestrebt werden. DIie Veranlagung der Mitglieder
kann vielmehr auf dem Weg der Selbstveranlagung erfolgen. Es g1ibt Freikirchen, dıe
das machen.!* DIie Gemeindebeıträge ihrer Mitglieder sind Kıirchensteuern. Ehen
ihrer Mitglieder mıt Angehörigen anderer steuererhebender Kirchen sınd keine
„glaubensverschiedene Ehen”, eın besonderes Kırchgeld darf darum nıcht rhoben
werden. . Es sınd „konfessionsverschiıedene Ehen“”, be1 denen allerdings dıe Rechts-

L Es gab In der Pfalz auch schon VOT FEinführung des „besonderen Kırchgelds” 111 Einzelfällen dıe Kege-
lung, In Ehen nıt Mennoniıten aufrag die Hälbteilung praktizıeren, also dıe halbe Kırchen-
steuer der entsprechenden Mennonitengemeinde zukommen lassen.
Dıie Hamburger Mennonitengemeinde (www.mennoniten-hamburg.de) und die Evangelısch-
reformierte Kırche In Hamburg (www.erk-hamburg.de) haben sıch beide In den /U-er Jahren eıne
Beıtragsordnung gegeben, dıe miniısteriell genehmıigt un!: 1mM Hamburger Anzeıger veröffentlicht
wurde, vgl Hamburgisches Gesetz- un!: Verordnungsblatt 197/5, Nr. 45, 305 nd dıe Kırchensteuer-
ordnungen 1 Amtlıchen Anzeıger.

15 lerın hegt der Grund, weshalb Z7wel Fhefrauen VO  —; Miıtglıedern der Hamburger Mennonıitenge-
meılnde erfolgreich das „besondere Kirchgeld“ klagten. JÖRG GILOY, W AILTER NIG Kır-
chensteuerrecht In der PraxIı1s, euwıl1ed, Berlın 1993, E3 stellen das Urteil des Verwaltungsgerichts
Schleswiıg-Holsteins (0)88! Z RS falsch dar.)
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olge der Halbteilung nıcht eintreten kann, weiıl die beiden Kıirchen nıcht In gleicher
Höhe und nıcht In gleicher Weiıse iıhre Kirchensteuern erheben.!®

Sowohl den Landesbehörden WI1Ie den oroßen Kırchen 1st der Gedanke zahl-
reiche Beitragsordnungen einzelner (GGemelnden un eine damıt einhergehende
Ausweılıtung der Anzahl „steuererhebender Kırchen“ höchst unsympathıisch. FEıner
konstruktiven Zusammenarbeit In dieser rage könnten Landesbehörden sıch aber
nıcht verweigern, enn jede Religionsgemeinschaft, die ber die Körperschaftsrech-

verfügt, 1st prinzipiell auch berechtigt, Kırchensteuern rheben Freikirchen
en also alle Argumente auf ihrer Seıte, Hınwels auf die Rechtslage mıt anı
desregierungen In Gespräche ber die Anderung diskriminierender Kirchensteuer-
gesetZze einzutreten.

Wenn Freikırchen sıch W AU aufraffen könnten, ist die Anderung der vierzehn
Kırchensteuergesetze 1ne reale Möglichkeit. Es ist nöt1ıg, damıt eine schleichende
Aushöhlung der rec  ICHEN tellung VOIN Freikirchen abgewendet wird. Jahrhun-
dertelang rugen meıline Vorfahren als westpreufSische Mennoniten durch Baulas-
ten und ähnliche Abgaben Z Fıinanzıerung anderer Kirchen be1i Klagen dagegen
bliıeben erfolglos. rst die Weıilmarer Reichsverfassung, deren Kıirchenartikel In das
Grundgesetz übernommen wurden, brachte dıe Gleichberechtigung aller Kirchen.
Mennoniten begannen ihre agen gewınnen, dıie Zahlungen konnten aufhören.
Freikirchen dürfen sıch allerdings auf dem erreichten Status nıcht ausruhen. Di1e
Finführung des „besonderen Kırchgelds” ist eindeutig ein chriıtt zurück In über-
wunden geglaubte Verhältnisse eines priviılegierten Staatskırchentums, In dem e1IN-
zeine Kırchen das ecC einer einseıt1gen Haushaltsbesteuerung auf Kosten anderer
Kırchen eingeräumt bekommen. Wenn Freikirche sıch selbst ernstnehmen, MUS-
SCI] SIE sıch dagegen wehren notfalls auch VOT Gericht

Christoph 1e.
Pfarrer der Mennonitengemeinde Krefeld döR
In der Arbeıitsgemeinschaft Mennonutischer Gemeinden In eutschland döR
Königstraße 132
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16 ıne Halbteilung kommt In konfessionsverschiedenen Ehen nıcht Zum Zuge, WEeNn dıe Verwaltung
der freikiırchlichen Kirchensteuer nıcht den Finanzbehörden übertragen wurde (vgl. HH.KIStG Da
vgl. auch das Urteil des Finanzgerichts Münster Oom 8.5.1969 1124/66Ki1], das dıe Halbteilung
In konfessionsverschiedenen Ehen 11UT annn für erlaubt hält, WE beide Kırchen In derselben Weiıse
und In gleicher Ööhe Kirchensteuer erheben).


